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Informationen zur Datenverarbeitung für Vergaben des Fachbereichs 

Gebäudemanagement 
 

 
Die nachfolgenden Informationen betreffen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten 
entsprechend den datenschutzrechtlichen Bestimmungen, insbesondere der EU-Datenschutz-Grund-
verordnung (DSGVO), zur Bearbeitung Ihres Anliegens. Wenn die Landeshauptstadt Hannover 
personenbezogene Daten verarbeitet, bedeutet das, dass wir diese Daten z. B. erheben, speichern, 
verwenden, übermitteln oder löschen.  
 
Im Folgenden informieren wir Sie darüber, warum wir Ihre personenbezogenen Daten erheben, bei wem 
wir sie erheben und was wir mit diesen Daten machen. Außerdem informieren wir Sie über Ihre Rechte 
in Datenschutzfragen und an welche Ansprechpartner*innen Sie sich diesbezüglich wenden können. 
 

1. Kontaktdaten 

 

Verantwortliche Stelle i.S. von Art. 13, 14 DSGVO 

 
 

 
 

 

Landeshauptstadt Hannover 
Der Oberbürgermeister 
Platz der Menschegnrechte 1 
30159 Hannover 
Telefon: 0511/168-42298 
E-Mail: OB@hannover-stadt.de  

 

Ihre Ansprechpartner*innen 

Zuständige Stelle für die Datenverarbeitung Behördliche*r Datenschutzbeauftragte*r  

Landeshauptstadt Hannover 
Fachbereich Gebäudemanagement 
OE 19.0 Zentrale Fachbereichsangelegenheiten 
Aegidientorplatz 1 
30159 Hannover 
Telefon: 0511/168 – 40225 
E-Mail: 19.0@hannover-stadt.de 

 Die*Der Datenschutzbeauftragte 
Breite Straße 10  
30159 Hannover 

 Telefon: 0511/168-45355 
E-Mail: 18.DSB@hannover-stadt.de  

 

2. Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten bei uns 

 
Zweck der Verarbeitung 

Die Verarbeitung personenbezogener Daten dient der Durchführung des Vergabeverfahrens. Wenn 
Sie Bieter oder Teilnehmender an einem Wettbewerb sind, werden Ihre Daten im Rahmen des 
Vergabeverfahrens in Textform dokumentiert (elektronisch sowie schriftlich). Dies dient der 
Kontaktaufnahme für die Verfahrensdurchführung, der Prüfung als auch der vorgeschriebenen 
Dokumentation. Zugriff auf die Daten haben im Einzelfall die jeweils mit den Vergaben befassten 
Beschäftigten der Landeshauptstadt Hannover, ggf. politische Gremien sowie die unter Punkt 5. 
benannten Dritten. Das Vergaberecht sieht eine Dokumentation und Aufbewahrungspflicht in den 
Vergabeakten vor. 
Ihre personenbezogenen Daten werden nur verarbeitet, soweit dies zur Wahrnehmung der Aufgaben 
erforderlich ist oder Sie ausdrücklich zugestimmt haben (beispielsweise eine eingereichte 
Interessenbekundung zur Berücksichtigung bei Vergabeverfahren). 

 
Kategorien der personenbezogenen Daten, die verarbeitet werden 

Grundsätzlich werden durch uns nur die Sie betreffenden personenbezogenen Daten verarbeitet, die 
uns von Ihnen bereitgestellt werden. Das sind insbesondere:  

 Persönliche Kontaktdaten und Namen von Bietern, soweit es sich um natürliche Personen 
oder Personengesellschaften handelt, und Kontaktdaten von Ansprechpartner*innen der 
Bieter (z.B. Vor- und Nachname, Adresse, E-Mail-Adresse, Telefonnummer) 
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Kategorien der personenbezogenen Daten, die verarbeitet werden 

 
 Daten zur Qualifikation /Eignung eingesetzter Beschäftigter des Bieters und  
 Referenzen über in der Vergangenheit ausgeführte vergleichbare Leistungen. 

 

Eine Datenerhebung darüber hinaus erfolgt nur, sofern wir dazu rechtlich verpflichtet sind oder Sie 
eingewilligt haben.  
 

Rechtsgrundlage der Verarbeitung 

Die Verarbeitung erfolgt auf Grundlage von Art. 6 Abs. 1 lit. b DSGVO zur Durchführung 
vorvertraglicher Maßnahmen wie das Vergabeverfahren sowie für die Erfüllung des Vertrags und 
nach Art. 6 Abs. 1 lit. c und e DSGVO im Rahmen des Vergaberechts. 
 
Der Fachbereich Gebäudemanagement hat bei der Vergabe öffentlicher Aufträge das Vergaberecht 
zu beachten. Dazu gehören insbesondere die Gewerbeordnung (GewO), das Gesetz gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB), die Verordnung über die Vergabe öffentlicher Aufträge (VgV), 
die Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A, VOB/A-EU), die 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO), das Niedersächsische Tariftreue- und Vergabegesetz 
(NTVergG) sowie die Verordnung über die Vergabe von Konzessionen (KonzVgV). 
Ohne die Daten sowie die erforderlichen Auskünfte kann ggf. kein Zuschlag erteilt werden, da 
abgegebene Angebote unvollständig und damit grundsätzlich auszuschließen sind. Aufgrund der 
gesetzlich vorgeschriebenen bzw. zugelassenen oder durch Ihre Einwilligung legitimierten 
Datenerhebung ist die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten rechtmäßig. 

 

3. Erhebung Ihrer personenbezogenen Daten von uns bei Dritten 

 

  
  

  
 

 

  
 

 

 

Grundsätzlich werden durch uns nur die Sie betreffenden personenbezogenen Daten verarbeitet, die 
uns von Ihnen bereitgestellt werden. 
Die  Bereitstellung  wird  aufgrund  von  gesetzlichen  Vorgaben auch über  ein  E-Vergabe-System 
erfolgen, das über einen von uns beauftragten Dienstleister betrieben wird. Dieser ist im Rahmen 
einer Auftragsdatenverarbeitung auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Vorschriften und das 
Datengeheimnis verpflichtet und hat eine eigene Datenschutzerklärung herausgegeben. 
Bei Ihrer Bewerbung im Vergabeverfahren oder Ihrer Interessenbekundung berücksichtigen wir die 
von Ihnen bei Dritten hinterlegten Daten, zum Beispiel in Präqualifikationsverzeichnissen oder bei 
Referenzgebern, wenn Sie uns entsprechend darauf hinweisen. 
Bei  der  Vergabe  öffentlicher  Aufträge  bei  einer  Auftragssumme  ab  30.000,- Euro  (ohne 
Umsatzsteuer) muss der öffentliche Auftraggeber für den Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, eine 
Auskunft aus dem Wettbewerbsregister einholen. Gegebenenfalls werden Bieterdaten aus dem 
Handelsregister oder aus Insolvenzbekanntmachungen berücksichtigt.   

 

4. Speicherdauer Ihrer personenbezogenen Daten bei uns 

 
Speicherdauer bzw. die Kriterien für die Festlegung der Speicherdauer 

Für die Verarbeitung und Speicherung der personenbezogenen Daten gelten folgende 
Aufbewahrungsfristen für Vergabeunterlagen. 

 Bei Liefer- und Dienstleistungen werden die Dokumentation sowie die Angebote, 
Teilnahmeanträge, Interessensbekundungen und ihre Anlagen bis zum Ende der Laufzeit 
des Vertrags oder der Rahmenvereinbarung, mindestens jedoch für drei Jahre ab dem Tag 
des Zuschlags, aufbewahrt (gemäß § 8 VgV, § 6 UVgO). 

 Bei Bauleistungen werden die Dokumentation sowie die Angebote, Teilnahmeanträge und 
ihre Anlagen für zehn Jahre ab Zuschlagserteilung aufbewahrt.  
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5. Übermittlung Ihrer personenbezogenen Daten von uns an Dritte 

 
Empfänger oder Kategorien von Empfängern 

Alle personenbezogenen Daten, die im Rahmen der gesetzlichen Verpflichtungen verarbeitet werden, 
werden nur dann weitergegeben, wenn die Übermittlung gesetzlich vorgeschrieben oder zulässig ist 
oder Sie in die Übermittlung eingewilligt haben. 
 
Zu den Empfängern aufgrund einer gesetzlich zulässigen oder vorgeschriebenen Übermittlung 
können insbesondere gehören: 
 

 Unterlegene sowie nicht berücksichtigte Bieter werden über die Merkmale und Vorteile des 
erfolgreichen Angebotes sowie den Namen des erfolgreichen Bieters unterrichtet,  
wenn sie einen Antrag nach § 62 Abs. 2 VgV bzw. § 46 Abs. 1 UVgO oder § 19 [EU] Abs. 2 
VOB/A stellen; 
oder die Bieter werden aufgrund einer Verpflichtung aus § 134 Abs. 1 GWB oder § 16 Abs. 1 
NTVergG oder § 30 Abs. 1 und 2 KonzVgV informiert. 
 

 Bietern ist Einsicht in die Niederschrift zu gestatten nach § 14a VOB/A sowie § 14 EU VOB/A 
bzw. sind [§ 14a VOB/A: nach Antragstellung]; u.a. sind die Namen der Bieter mitzuteilen. 
 

 Entsprechend den gesetzlichen Vorgaben erfolgt eine Veröffentlichung von 
vorgeschriebenen Informationen und Vergabebekanntmachungen über vergebene Aufträge 
sowie zu Nachträgen bzw. Änderungen während der Vertragslaufzeit gemäß § 20 VOB/A, § 
20 oder 22 VOB/A EU, § 30 UVgO, § 39 oder 40 VgV. Diese Informationen enthalten i.d.R. 
zumindest auch den Namen des beauftragten Unternehmens. 
 

 Die Stelle zur Nachprüfung behaupteter Verstöße gegen Vergabebestimmungen (z.B. 
Vergabekammer Niedersachsen beim Nds. Ministerium für Wirtschaft, Arbeit, Verkehr und 
Digitalisierung). 
 

 Gerichte im Falle von Klagen. 
 

Des Weiteren können zur Mitwirkung bei der jeweiligen Vergabe beauftragte externe Dritte, zum 
Beispiel Architekten und Ingenieure von Planungsbüros und Projektsteuerungen sowie Berater*innen 
beteiligt sein. Die beteiligten Dritten werden auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen 
Vorschriften und das Datengeheimnis verpflichtet. 

 

 

6. Betroffenenrechte nach Art. 15 ff. DSGVO 

 
Recht auf Auskunft 

Sie können Auskunft über Ihre von uns verarbeiteten personenbezogenen Daten verlangen (Art. 15 
DSGVO). In Ihrem Auskunftsantrag sollten Sie Ihr Anliegen präzisieren, um uns das 
Zusammenstellen der erforderlichen Daten zu erleichtern. Daher sollten in dem Antrag möglichst 
Angaben zum konkreten Verwaltungsverfahren gemacht werden. 

 

Recht auf Berichtigung 

Sollten die Sie betreffenden Angaben nicht (mehr) zutreffend sein, können Sie eine Berichtigung 
verlangen. Sollten Ihre Daten unvollständig sein, können Sie eine Vervollständigung verlangen (Art. 
16 DSGVO). 

 

Recht auf Löschung 

Sie können unter den Voraussetzungen des Art. 17 DSGVO die Löschung Ihrer bei uns gespeicherten 
personenbezogenen Daten verlangen. Ihr Anspruch auf Löschung hängt u. a. davon ab, ob die Sie 
betreffenden Daten von uns zur Erfüllung unserer gesetzlichen Aufgaben noch benötigt werden (vgl. 
Ziffer 4.). 
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Recht auf Einschränkung der Verarbeitung 

In den in Art. 18 DSGVO genannten Fällen (z.B. wenn Sie die Richtigkeit Ihrer gespeicherten Daten 
bestreiten) haben Sie das Recht, eine Einschränkung der Verarbeitung der Sie betreffenden Daten 
zu verlangen. Eine Verarbeitung kann trotz Einschränkung dennoch erfolgen, soweit an der 
Verarbeitung ein wichtiges öffentliches Interesse besteht. 

 

Recht auf Widerspruch 

Sie haben ein Widerspruchsrecht gegen die Verarbeitung Ihrer personenbezogenen Daten, soweit 
dafür Gründe vorliegen, die sich aus Ihrer besonderen Situation ergeben, und sofern an der 
Verarbeitung kein überwiegendes öffentliches Interesse besteht oder eine Rechtsvorschrift uns zur 
Verarbeitung verpflichtet (Art. 21 DSGVO). 

 

Widerrufsrecht bei Einwilligung 

Beruht die Verarbeitung personenbezogener Daten auf Ihrer Einwilligung, können Sie diese jederzeit 
nach Art. 17 DSGVO Abs. 1 Buchst. b mit Wirkung für die Zukunft widerrufen Bitte beachten Sie, dass 
in diesem Fall die Nutzung unserer Angebote für Sie nicht mehr möglich sein könnte.  

 
Recht auf Beschwerde 

Wenn Sie der Auffassung sind, dass wir Ihrem Anliegen nicht oder nicht in vollem Umfang 
nachgekommen sind, können Sie bei der Landesbeauftragten für den Datenschutz Niedersachsen, 
Prinzenstraße 5, 30159 Hannover, Beschwerde einlegen. 

 

Allgemeine Hinweise zu diesen Rechten 

In einigen Fällen können oder dürfen wir Ihrem Anliegen nicht entsprechen. Sofern es gesetzlich 
zulässig ist, teilen wir Ihnen in diesem Fall immer den Grund für die Ablehnung mit. 
 
Wir werden Ihnen aber grundsätzlich innerhalb eines Monats nach Eingang Ihres Anliegens 
antworten. Sollten wir länger als einen Monat für eine abschließende Klärung brauchen, erhalten Sie 
eine Zwischennachricht. 

 


